
 

Am Markt 20 Zugang über Bus / Straßenbahn 
28195 Bremen Marktstraße Haltestelle / Domsheide 

Der Landesteilhabebeirat der 

Freien Hansestadt Bremen 

 Freie 
Hansestadt 
Bremen 

Landesteilhabebeirat   Am Markt 20   28195 Bremen  

 
 

 Vorsitzender 
Dr. Joachim Steinbrück 

Stellvertreter 
Herr Lars Müller 

Stellvertreter 
Herr Dieter Stegmann 

 
Geschäftsstelle: 
Landesteilhabebeirat 
Bremische Bürgerschaft 
Börsenhof A 
28195 Bremen 
Tel. (0421) 361-18181 
E-Mail: office@lbb.bremen.de 
 
 
Bremen, 17. April 2018 

 

 

Beschluss des Landesteilhabebeirats 

Der diskriminierenden Ausgrenzung behinderter Schülerinnen und Schüler müssen 

Grenzen gesetzt werden! 

 

Wir, die stimmberechtigten Mitglieder und Vertreterinnen und Vertreter behinderter Menschen 

und ihrer Angehörigen im Landesteilhabebeirat, haben mit großer Bestürzung und Befremden 

die Weigerung des Gymnasiums Horn zur Kenntnis nehmen müssen, Schülerinnen und Schüler 

mit dem sonderpädagogischen Förderbedarf Wahrnehmung und Entwicklung aufzunehmen und 

zu unterrichten. 

Diese Weigerung verletzt die Rechte behinderter Menschen aus der UN-Behindertenrechtskon-

vention und steht im Widerspruch zum Bremischen Schulgesetz, wonach alle Schulen dazu ver-

pflichtet sind, sich zu inklusiven Schulen zu entwickeln. Die Entscheidung des Gymnasiums 

Horn ist eine diskriminierende Ausgrenzung behinderter Schülerinnen und Schüler. 

Die Erfahrungen am Gymnasium Vegesack und dem Gymnasium Links der Weser belegen, 

dass die Unterrichtung von Schülerinnen und Schülern mit dem Förderbedarf Wahrnehmung 

und Entwicklung an Gymnasien mit ihrem gesetzlichen Auftrag vereinbar ist, in einem achtjähri-

gen Bildungsgang zum Abitur zu führen. 
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Der Landesteilhabebeirat fordert die Schulleitung daher auf, 

 die gegen die Aufnahme von Schülerinnen und Schüler mit dem Förderbedarf Wahrneh-

mung und Entwicklung erhobene Klage vor dem Verwaltungsgericht zurückzunehmen,  

 sich bereit zu erklären, auch Schülerinnen und Schüler mit dem genannten Förderbedarf 

aufzunehmen und 

 sich mit dem Bildungsressort über die notwendigen Ressourcen sowie die erforderliche 

konzeptionelle Unterstützung zu verständigen. 

 

Darüber hinaus werden die in der Bremischen Bürgerschaft vertretenen Fraktionen aufgefordert, 

bei ihren Verhandlungen über die Verlängerung des Bremer Schulkonsens auch Maßnahmen 

zu verabreden, welche die Inklusion im Sinne einer gleichberechtigen Teilhabe behinderter 

Schülerinnen und Schüler auch an Gymnasien absichern und weiterentwickeln. 
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